Nr. 29 
Dinſtag, 


„Erſcheinem 
Wöchentlich 2 e 
mit vielen Holz- 
ſchnitten und Figuren⸗ 
tafeln. 
Preis: 
5½ Thaler oder 
9 Gulden 20 Kr. rhein. 
jährlich. 
Beſtellungen auf das 
Blatt ſind in allen Buch⸗ 
mdlungen und Poſtämtern 
es In⸗ und Auslandes zu 
machen. 


— 


und 


1849. 
10. April. 


Beiträge: 
an F. G. Wieck, 
und 
Inſerate: 
(zu 1 Ngr. die dreiſpaltige 
6 Zeile Petit) 
ſind an die Buchhandlung 
von Robert Bamberg 
in Leipzig zu richten. 
Angemeſſene Bei- 
träge für das Blatt 
werden honorirt. 


Lächſiſches Gewerbeblatt. 


Verantwortlicher Redakteur: Friedrich Georg Wieck. 


Inhalt: Ueber die Prinzipien der Verwaltung öffentlicher Verkehrsan 
e 


ſtalten. Mit beſonderer Rückſicht auf Eiſenbahnen. Von M. M. von 


Weber. — + Einige handelspolitiſche Grundzüge für die Handhabung des inkernazionalen Verkehrs, aufgeſtellt von J. C. Glaf er. 


. Vorläu 
Induſtrie der 


figer Geſetzentwurf, die Errichtung einer Landes⸗Viehverſicherungsanſtalt in Sachſen betreffend. — + Einiges über die 
Eladt Roubaix in Frankreich. — + Neue Schnellpreſſe. 


(Mit zwei Holzſchnitten.) 


Ueber die Prinzipien der Verwaltung öffentlicher Verkehrsanſtalten. 


Mit beſonderer Mückſicht auf Eiſenbahnen. 
N Von 
M. M. von Weber. 


Unter dieſem Titel hat der genannte Herr Verfaſſer eine kleine 
Schrift (Leipzig, bei J. J. Weber) veroͤffentlicht, welche die Auf⸗ 
merkſamkeit in beſonderem Grade verdient, weil ſie eine Frage in 
den Kreis der Beſprechung zieht, deren richtige Beantwortung und 
entſprechende Verwirklichung deſſen was geſchehen muß, von wich⸗ 
tigem Einfluß auf unfere Volkszuſtaͤnde werden koͤnnen. Es handelt 
ſich darum: Wer ſoll die Eiſenbahnen bauen und verwalten, und 


einer Einleitung uͤber die kulturgeſchichtliche und volkswirthſchaftliche 
Bedeutung der Eiſenbahnen, ſo wie der Feſthaltung der beſonderen 
Intereſſen bei ihrem Bau und ihrer Verwaltung mit den Worten 
für den Bau auf Staatskoſten: 

Kehren wir aber zur Prinzipfrage zurück, ſo müſſen wir, mit allen 
Klarſchauenden, in das alte Klagelied einſtimmen, daß nicht überall die 
5 70 oder mit andern Worten, die Geſammtheiten der Steuerpflich⸗ 

gen, die Verkehrsmittel zu eignem Nutzen ſelbſt geſchaffen und verwal⸗ 
tet haben. 
927 15 a a die Behauptung auf, daß der Betrieb der Eifen- 
bringen bürfe, als die Betriebs⸗ 
Zinſen des Anlagekapitals. Mit dieſen Grundſaͤtzen werden ſich 
unſere Finanzleute inzwiſchen ſchwerlich einverſtanden erklaͤren, und 
doch liegt eine hohe Wahrheit in einer Behauptung, die wir ſeit 
Langem ebenfalls verfochten haben, in dem Satze naͤmlich: daß die 
taatsverkehrsmittel und Wege nicht beſteuert, nicht als Einnahme: 
quelle des Staats betrachtet werden dürfen, Die Zinſen fuͤr das 
11 505 und den Betrieb aufzuwendende Kapital muß der Staat 
“ Beamten Steuerkraft feiner Bürger entnehmen, welche durch 
ſonſt 591 der Verkehrsmittel antheilig erhoht wird, und das 
Ran ken dostelte Prinzip, daß Fremde doch wenigſtens Verkehrs⸗ 
e 0 zahlen muͤſſen, laͤßt ſich, abgeſehen davon, daß es nicht durch⸗ 
fuͤhrbar iſt, auch deswegen nicht rechtfertigen, weil jede vermehrte Bewe⸗ 
gung auf den Verkehrswegen guͤnſtig auf die Arbeitskraft des Volkes 
einwirkt, bunch deſſen Wehnſthe fie führen, wenn auch zuzugeſtehen 
iſt, daß die Vertheilung keine gleichmaͤßige ſei; ein Uebelſtand jedoch, 


Händen des Staats liege, nicht mehr ein⸗ 
und Erhaltungskoſten, mithin keine 


deſſen Herbeifuͤhrung u. A. die Eiſenbahnen mit den großen Waſſer⸗ 
wegen gemein haben, und deſſen Ausgleichung auf anderen Wegen 
eine weiſe Staatsverwaltung ſich angelegen ſein laſſen muß. Der 
Verfaſſer begruͤndet ſeine Verneinung der fiskaliſchen Natur der 
Staatseiſenbahnen, worauf er hauptſaͤchlich zielt, indem er ſagt: 
Die Verkehrsmittel in dieſem Sinne genommen ſind Hebel zur Aus⸗ 


d 5 bildung und Verkörperung echter demokratiſcher Ideen; denn ſie dienen 
wie follen fie verwaltet werden? Der Verfaſſer entſcheidet ſich nach 


nicht allein dazu, den Austauſch materieller Aequivalente zu erleichtern 
und die geiſtige Reife gleichmäßig zu verbreiten, ſondern tragen auch 
nicht wenig dazu bei, den Beſitz in den Landſtrecken, die fie verbinden, 
dem Gleichgewichte näher zu bringen und ihn öfter die Hand wechſeln 
zu laſſen. Sie fordern nichts dafür vom Staate, als die Erhaltung 
derjenigen Bürgerklaſſe, welche ſich ihrer Schöpfung und Konſervirung 
gewidmet hat, nach dem ſchlichten Prinzipe, daß die Bequemlichkeiten, 
welche eine Mehrheit Befitzender genießt, von derſelben mit der Deckung 
der Nothdurft für den Einzelnen aufgewogen werden müſſe. Ein 
Fehler iſt es, wenn ſtaatliche Inſtitute dem Einzelnen Mittel an die Hand 
geben, reich zu werden, nie aber wird es von Vernünftigen zu tadeln 
ſein, wenn der Staat jeder Kraft, je nach ihrer Potenz, eine würdige 
Exiſtenz ſichert. Daß aber die im Bereiche der Inſtitute für den öffent⸗ 
lichen Verkehr zu verwendenden Kräfte, ſtets die würdigen ſein können 
und ſein mögen, dafür zu ſorgen, haben die Staatsverwaltungen weit 
mehr Mittel in Händen, als ſie bisher entwickelt haben. 

Der Verfaſſer ſchildert nun mit ſcharfem Griffel die Misſtaͤnde 
des Privatbaues und Betriebes in folgenden Worten: 

Privatgefellſchaften gelangen gewöhnlich erſt zur Ausführung ihrer 
Unternehmungen, nachdem die günſtige Zeit für dieſelbe zum großen Theil 
ſchon durch langwierige Verhandlungen verſtrichen war, zu denen fie die 
Nothwendigkeit zwang, ihre Rechte nach allen Seiten hin zu wahren und 
feſtzuſtellen. Mit Haſt wurden nun außerordentlich große Zahlen von 
Geſchäften begonnen, deren jedes die ruhige Erwägung und allen geifli- 
gen Kraftaufwand einer befähigten Persönlichkeit erfordert hätte. Ohne 
Rath und Hilfe anerkannter, ſachverſtändiger Autoritäten wurden die 
wiſſenſchaftlichen Potenzen für die Ausführung des Unternehmens von 
den Leitern deſſelben erleſen, denen, bei aller Begabung, allem guten 
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Willen, doch in ven allermeiſten Fällen die Fähigkeit abgehen mußte, 
in einem ihnen bisher völlig freinden Fache den rechten Mann zu finden. 


Der Rührigſte ſchien, beim Drang des Augenblicks, der Geeignetſte, der 


Erſte ſchien der Beſte, der Charlatan hatte die allergrößten Vorzüge. 
So wurden oft ſtrengwiſſenſchaftliche Arbeiten, ſelbſt von gewiſſenhaften 
Charakteren, nothgedrungen übereilt, weil dem raſchen Sinne des Kauf⸗ 
manns der ſtille Genius des Forſchens zu langſam war; Fehler wurden 
mit dem Mantel, nicht der chriſtlichen Liebe, ſondern des Wunſches nach 
Vollendung des Werkes verhüllt, und ſo haben bei weitem die meiſten 
Unternehmungen für den öffentlichen Verkehr die traurigſten Folgen von 
Misſtänden zu beklagen, welche zu vermeiden oder zu beſeitigen in der 
Macht keiner Verwaltung einer Privatunternehmung ſteht. Ja, es iſt 
zu fragen, ob eine dieſer Verwaltungen den Umfang des Schadens kennt, 
oder ihn zu taxiren verſteht, welchen dieſe Misſtände, die den Laien zum 
großen Theil ſelbſt verborgen bleiben, hervorgebracht haben; obgleich 
wir beſtimmt glauben, daß keine ſolche Behörde, wenn ſie ſich ſelbſt ans 
Herz greift, der Meinung ſei, daß ihre Eiſenbahnlinie tadellos ausge⸗ 
legt, die Terrainforſchung für den Trakt erſchöpft, jede Materialbezugs⸗ 
quelle die vorzüglichſte und die unmittelbare Verwaltung ſo organiſirt 
iſt, daß die ausführenden Perſönlichkeiten ihre Kräfte mit Eifer und 
Selbſtſtändigkeit verwenden können und das Kapital vor jedem Verluſt 
gehütet werde. Die Umſtände, welche dieſe Mängel hervorgebracht ha⸗ 
ben, find in der Natur der Geſellſchaften begründet, daher unabänderlich 
mit ihnen verknüpft. Jede neue Geſellſchaft wählt ſich ihre neue Ver⸗ 
waltungsbehörde, und da ſeit dem Bau von Noah's Arche, bis auf den 
der deutſchen Flotte, das Ei immer klüger war, wie das Huhn, ſo wird 
auch jede ſolche neue Behörde einer neuen Geſellſchaft ſofort ihre neuen 
Prinzipien bei der Verwaltung von Geſchäftskreiſen, um die ſich vielleicht 
die Mehrzahl ihrer Mitglieder, bis zum Tage ihrer Wahl, nicht beküm⸗ 
mert hat, mit nur geringer Beachtung vorhandener Erfahrungen aufſtellen. 

Das neue Verwaltungsſpſtem wird es daher nöthig machen, daß 
die theuern Experimente feiner Vorgänger nochmals bezahlt werden müſ⸗ 
ſen, und der Fluch unſerer Tage, der in dem modernen „Sich Alles zu⸗ 
trauen“ ausgevrückt iſt, verfehlt auch hier nicht, feinen Spuk zu üben. 
Was dieſe Befähigungen, durch Erleuchtungen von Gottes Gnaden ei⸗ 
ner gewiſſen Sphäre von Staatsbürgern an Bildung ihrer intelligenten 
Kräfte und Charaktere, dem verkehrenden Publikum an Zeit und den 
Akzionären an Geld gekoſtet haben, davon iſt die Kunde in den Däm⸗ 
men und Brücken der Eiſenbahnen verſchüttet und vermauert, in den 
Rümpfen der Schiffe verzimmert und in den Halden verſunkener Gruben 
begraben, oder, eben ſo unfruchtbar für das betheiligte Publikum, im 
Gedächtniſſe der Geſellſchaftsbeamten mit Hieroglyphen geſchrieben, für 
welche es nie einen Young und Champollion geben wird, weil die Ver⸗ 
bindung der Verwaltungen von Privatgeſellſchaften den Ausplauderer 
ihrer Geheimniſſe weit empfindlicher zu ſchrecken wiſſen würde, als es 
vie Geiſter aller Pharaonen zuſammen im Stande find. Auch hier liegt, 
wie eine „eiſerne Kuh“ auf dieſer, wie auf allen ausgedehnten Verwal⸗ 
tungen, ein Bann, für welchen wir noch keine Löſungsformel kennen. 
Es iſt der ſchlimme Umſtand, daß faſt immer gerade Derjenige, der ein 
Verhältniß am allerbeſten kennt, gehindert iſt, frei darüber zu ſprechen. 
Am wirkſamſten und dem Zeitgeiſte am angemeſſenſten wird das Uebel 
durch gründliche Feſtſtellung der Rechte und Pflichten aller Lebensbran⸗ 
chen gelindert, der Rechte ſowol, die der Arbeitnehmer, neben denen ge⸗ 
gen den Arbeitgeber, gegen die Geſammtheit ſeiner Mitbürger hat, wie 
der Pflichten, die der Beamte, neben ſeinem Berufskreiſe, auch gegen 
alle ſeine Mitbrüder erfüllen muß. Die Freiheit unſerer Zeit ſoll nicht 
blos Ordnerin der Verhältniſſe zwiſchen Mein und Dein und Arbeit und 
Geld, fie fol auch eine Wunderthäterin fein, welche die thörichten Blin⸗ 
den ſehen und die ſtolzen Tauben das Wort hören läßt, welches aus 
dem Munde der Wiſſenden geht, die bisher ſtumm fein mußte . 

Der nachtheilige Einfluß der Privatverwaltung auf die Stel⸗ 
lung und Wuͤrdigung der Beamten wird dann hervorgehoben, und 
Beſeitigung des falſchen Prinzips in Ausſicht geſtellt, wenn die 
drei Grundſaͤtze zur Ausführung gelangen: 

I. Uebernahme ſämmtlicher Verkehrsanſtalten durch den Staat. 
II. Konzentrazion und Verſchmelzung der Verwaltung derſelben. 
III. Organismus der ausführenden Kräfte. 

Die Ruͤckſichten die eine Privatverwaltung nimmt im Gegen⸗ 
ſatz zu denen die der Staat zu nehmen hat, werden (ad 1) ſehr 
gluͤcklich bezeichnet: 


Während die kaufmänniſche Adminiſtrazion die möglichſt hohe Rente 
jeder einzelnen Linie als Zweck anſehen mußte, iſt es Sache der Staats⸗ 
wirthſchaft, nur aus der Geſammtheit des Linien ſyſtems ein ſolches peku⸗ 
niäres Betriebsreſultat zu ziehen, daß das Beſtehen der Verkehrsanſtal⸗ 
ten den Beutel der Steuerpflichtigen nicht direkt belaſte. Sie wird es 
daher oftmals als Pflicht anfeden müſſen, auf Linien, welche zur Erhe⸗ 
bung des Wohlſtandes gewiſſer Provinzen, zur Beförderung von Roh⸗ 
produkten in Gegenden, deren induſtrielle Thätigkeit hauptſächlich am 
Mangel billiger An⸗ und Abfuhrmittel leidet, nicht allein auf jeden Ueber⸗ 
ſchuß des Bruttoertrags über die Betriebskoſten zu verzichten, ſondern 
wird ſolchen Strecken ſogar noch durch einen Theil des Nettoertrags zu 
Hülfe kommen urüſſen, den andre, beſſer ſituiste Linien, liefern. Daher 
iſt es, bei der hohen Wichtigkeit der Verkehrsanſtalten und ihrer direkten 
Verbindung mit den höchſten ſtaatswirthſchaftlichen Intenzionen, noth⸗ 
wendig, ihre vollmächtige Verwaltung in die unmittelbare Nähe derjeni⸗ 
gen Behörden zu bringen, von denen die Leitung der Staatsgeſchäfte 
ausgeht. Wie ſegensreich das ſtete im Auge Behalten der Verkehrsan⸗ 
ſtalten von Seiten der Oberbehörden wirken muß, das wird die Zeit 
auf eine Weiſe lehren, welche alle Diejenigen überraſchen wird, die das 
Glück baben, es zu erleben. Die Zirkulazion auf den Verkehrslinien 
kann, wenn ſie den Verhältniſſen weiſe angepaßt ſein ſoll, nicht für ei⸗ 
nen bedeutenden Zeitraum hinaus feſt beſtimmt werden. Dem raſchen 
Wechſel der Verhältniſſe muß fie raſch und energiſch folgen, und es ift 
dringend, daß die Handhabung jedes Betriebes eine ſolche ſei, daß auch 
ganz momentanen Bedürfniſſen Genüge geleiſtet werden könne. Die 
Behörde, welche mit deren Leitung beauftragt iſt, muß daher eine ſelbſt⸗ 
ſtändig beſchlußfaſſende Oberbehörde, entweder ein Miniſterium ſelbft, 
oder doch, vorzüglich in kleinern Staaten, eine beſtimmt geſonderte Ab⸗ 
theilung eines ſolchen ſein. 

Ad 2. ſpricht ſich der Verfaſſer für eine Zentralbehoͤrde, das 
ordnende und überwachende Element, und für Lokalver waltung 
von Seiten eines Technikers in folgenden Worten aus: 

Die Lokalverwaltung wünſchen wir durch einen Techniker beſetzt zu ſe⸗ 
hen, deſſen univerſelle Bildung ihn befähigt, alle Thätigkeiten der unter ihm 
arbeitenden Beamten zu überwachen, auch wenn deren Funkzionen poli⸗ 
zeilicher oder adminiſtrativer Natur ſind, da zu dem Verſtändniß derſel⸗ 
ben, bei allgemeiner Bildung, nur ſehr kurze Vorarbeiten gehören, wäh⸗ 
rend die glückliche Leitung techniſcher Departements, die Vorbildung 
während einer ganzen Jugend erfordert. Die Funkzionen der jetzigen 
Spezialdirektoren, der Betriebsingenieure und Vorſtände des Maſchinen⸗ 
weſens werden daher in einer Perſon zu vereinigen ſein, was um ſo 
leichter geſchehen kann, da jedem mit dem Eiſenbahnweſen Vertrauten 
wol bekannt iſt, daß in den allermeiſten Fällen das Maaß der Thätig⸗ 
keit eines Menſchen zur Erfüllung dieſer drei Funkzionen hinreicht. 

Man kann ſich wol mit dieſem Prinzip einverſtanden erklären, 
vorausgeſetzt, daß es an den dazu geeigneten Perſoͤnlichkeiten nicht 
fehlt. Der Vorſchlag begegnet unſern oftmals ausgeſprochenen An⸗ 
ſichten, daß, unbeſchadet. unſerer Hochachtung gegen das juriſtiſch⸗ 
finanzielle Element, wir für volkswirthſchaftlich techniſche Staats: 
anſtalten lieber Männer an der Spitze fehen, welche mehr techniſch⸗ 
volkswirthſchaftlich als juriſtiſch finanziell befähigt find. Unter dem 
Regiment rein kaufmaͤnniſcher und juriſtiſcher Oberen ſeufzt und 
wird entſittlicht die Kraft, welche da ſchaffen fol. Wie fo wahr 
ſagt von Weber in dieſem Bezug: 

Das völlige Hingegebenſein in die Macht des Vorgeſetzten, die Ur⸗ 
theile ohne Unterſuchung, das ſchonungsloſe Vernichten von Familien⸗ 
glück, dem der Beamte der Privatgeſellſchaften von Seiten feiner Vor⸗ 
geſetzten völlig hilflos preisgegeben war, hat eine Demoraliſazion, ein 
rafſinirtes Syſtem von Heuchelei unter einem Theil derſelben in man⸗ 
chen Provinzen unſeres großen Vaterlandes gäng und gäbe gemacht, die 
den Staatsverwaltungen nicht gleichgültig fein kann. 

Beſſerung findet er in einem Organismus der ausführenden 
Kräfte von Staatswegen, der in drei Theile zu zerfallen hat. A Bil: 
dung der Kräfte, B Verwendung derselben, C Ueberwachung der 
verwendeten. Der Staat hat nicht allein ad A auf rein techniſches 
Wiſſen zu ſehen, ſondern er muß auf eine univerſelle Bildung der 
Techniker hinzuarbeiten ſuchen. v. Wober ſagt darüber: 

Daß dies edle und ſolide Fundament von der jetzigen technischen 
Welt nicht noch mehr vermißt wird, als es geſchieht, liegt lediglich das 
ran, daß der Werth einer univerſellen Bildung nur von den wenigſten 
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Technikern erkannt wird, bei denen ſich, leichter als in den andern Stän⸗ 
den, ein indolentes Hinleben einniftet, ſobald fie eine gewiſſe ſelbſtſtän⸗ 
dige Eriftenz errungen haben. Da dies nun, in vielen Fällen, ſchon in 
frühen Lebensjahren eintrat, fo ſtockte auch der Wunſch zum Fortſchrei⸗ 
ten ungewöhnlich zeitig, und ein verderblicher Stillſtand trat ein. Eine 
Richtung auf die höheren Studien der Geſchichte, Philoſophie, der Spra⸗ 
chen und der Kunfl, welche den jungen Geiſtern ſchon auf den Bildungs ⸗ 
anftalten gegeben wurde, müßte von vurchſchlagender Wirkung fein, und 
könnte, durch das Hineinziehen der Anfangsgründe der Philoſophie und 
der klaſſiſchen Wiſſenſchaften in den Lehrkreis dieſer Inſtitute ohne Schwie⸗ 
rigkeit bewirkt werden. Mit der Erreichung einer allgemeineren Bildung 
würde auch die oftbeklagte Schranke fallen, welche den Stand der Tech⸗ 
niker von den andern Ständen geſchieden und ihn, unverdienter Weiſe, 
eine Stufe unter dieſelben und ihre Vormundſchaft geſtellt hat. Nicht 
der Genius, dem dieſer Stand dient, iſt Schuld an dieſer Unterordnung, 
ſondern die Prieſter deſſelben. Die blos einfeitige, mathematiſch⸗ſpekula⸗ 
tive Ausbildung erzeugt keine Größe, kein Umfaſſungsbermögen des Ge⸗ 
dankens, und ohne Beides wird ein Geiſt nicht mündig, mag er auch 
noch ſo viel lokale Klarheit und Schärfe der Anſchauung und Behand⸗ 
lung entwickeln können. 


Daß eine ſolche Bildung, wie ſie oben angedeutet wird, fort⸗ 


geſetzt und geuͤbt in praktiſchen Verwaltungsſtellen, deren die Fülle 
vorhanden ſind, wenn man nur nicht mehr dem rein juriſtiſchen, 
kameraliſtiſchen oder folbatiftifchen Element fo viel Raum gönnt in 
Stellen, wo die Produkzionsquelle — Technik iſt, wie bei oͤffentli⸗ 
chen Verkehrsanſtalten und Bauten — daß eine ſolche Bildung, 
ſagen wir, wuͤrdig macht, der Verwaltung einer Eiſenbahn vorzu⸗ 
ſtehen, ift ſelbſtredend. Es liegt in der Hand der Zentralbehoͤrde 
gut zu bilden und gut zu wählen. v. Weber will jedoch, mit uns, 
das juriſtiſche Element nicht ausgeſchloſſen wiſſen. Das Praͤſi⸗ 
dium der Eiſenbahnzentralbehoͤrde, aus Laien und techniſchen Behoͤr⸗ 
den gebildet, wird daher nach dem Verfaſſer: 
aus einem Juriſten und einem Techniker, in gleicher Berechtigung, zu 
beſtehen haben und die unmittelbare Führung der Verhandlungen und 
Geſchäfte wird, entweder durch den erſten oder zweiten zu handhaben 
ſein, je nachdem in den vorliegenden Fragen, das juridiſche oder techni⸗ 
ſche Element überwiegend hervortritt. 
In der Zentralbehoͤrde ſoll das Gericht letzter Inſtanz liegen. 
In der Zentralbehörde kann ſomit das Gericht letzter Inſtanz, nicht 
allein für techniſche Streitfragen, ſondern auch für die Disziplinarverge⸗ 
hen der Verwaltungsbeamten bei techniſchen Unternehmungen liegen, ſo 
lange letztere nicht unter die allgemeinen Zivil⸗ und Kriminalgerichte 
gehören. Auf dieſe Weiſe wird in größeren Staaten die Zentralbehörde 
ein Miniſterium der öffentlichen Arbeiten, in kleineren das verjüngte 
Bild eines ſolchen, in Geſtalt einer Abtheilung in einem Miniſterium, 
darſtellen und nur unmittelbar, durch die leitenden Prinzipien mit der 
direkten Verwaltung aller öffentlichen Verkehrsanſtalten liirt, überall als 
unparteiiſche Autorität auftreten können. Warum ſollte fie z. B. nicht 
bei Expropriazionsterminen, eben ſowol die Techniker, welche für das 
Intereſſe des Enternehmens ſprechen, als, auf Verlangen, auch Diejeni⸗ 
gen beſtimmen, welche das Intereſſe des Grundbeſitzes zu vertreten und 
das Recht deſſelben mit allen Waffen ihres Wiſſens, zu wahren haben, 
damit der Grundbeſtzer nicht fernerhin durch den einſeitigen Ausspruch 
der Techniker des Unternehmens, daß ſein Areal dafür nothwendig ſei, 
gezwungen werde, daſſelbe, vielleicht zwecklos, abzutreten. Wie oft wür⸗ 
den, durch die Unterſuchungen der⸗Vertheidiger der Gegenparteien, Män⸗ 
gel und Verbeſſerungen der Trakte von Eiſenbahnen und Chauffeen ent⸗ 
Je werden, die jetzt für immer verborgen bleiben; abgeſehen von dem 
ortheil, der für die Staatsverwaltung darin liegt, daß ihre Rechtspflege 


nicht allein gerecht ſei, ſondern daß deren Gerechtigkeit auch Jedem 
ein leuchte. 


1 Fur die ſpezielle Verwaltung ſchloͤgt v. Weber ein ausgedehntes 
bean wenſpſtem vor, deſſen Mechanismus er inzwiſchen nur an⸗ 
1 daher wir, noch nicht klar darüber, unſer Urtheil Über die 

usfuͤhrbarkeit und die nuͤtlichen Folgen für die Sache fo lange 
aufſchieben, bis wir naher davon unterrichtet find. Die Ideen, 
das Eigenintereſſe an das Gedeihen eines Staatsunternehmens zu 
knuͤpfen, iſt, wenn auch nicht neu, doch wenig angewandt, und 
koͤnnte wol verſucht werden bei Anſtalten, deren Betrieb und Rente 
durch Konkurrenz weniger Wechſelfällen unterliegen, als privatgewerb⸗ 


liche Unternehmungen. v. Weber gibt eine Form an, in die dieſes 
Tantièmenſyſtem zu bringen wäre, um Buchführung und Kontrole 
zu erleichtern: 

Ein treffliches Erleichterungsmittel dafür ſowol, wie für die oft 
ſchwierige Buchung behufs der Tantiemen, iſt es, alle irgend trennbaren 
Geſchäftszweige, als geſonderte Geſchäfte zu betrachten und, wie zwi⸗ 
ſchen ſolchen im bürgerlichen Leben der Verkehr mittels des Geldes ge⸗ 
ſchieht, ihn hier durch Papiergeldartige Marken, von beſtimmtem Werthe, 
vor ſich gehen zu laſſen, die auf dem Hauptbureau an jeden Fordern⸗ 
den ausgegeben und ihm zur Laſt geſchrieben werden. Alle Konſume 
werden nun direkt bezahlt und für jedes Konto derſelben ein beſonderer 
verſchloſſener Kaſten errichtet, in den die Marken, mit dem Namen des 
Käufers bezeichnet, geworfen werden. So kauft ſich der Lokomotivfüh⸗ 
rer den Kofe, der Schmied Kohlen und Eiſen, der Lokomotioputzer fein 
Terpentinöl, der Petrieb bezahlt direkt feine Reparaturen an die Werk- 
ſtatt, und jeden Augenblick iſt nicht allein der Stand aller Verhältniſſe 
zu ermitteln, ſondern jeder Empfänger kann, aus der Summe der ihm 
bleibenden Marken, die Richtigkeit der ihm zuertheilten Tantieme erſehen, 
und jedem Argwohne der Uebervortheilung iſt vorgebeugt. 

Die Vorſchlaͤge, welche in dem beſprochenen geiſtreich geſchrie⸗ 
benen Buͤchlein gemacht werden, treffen in der Hauptſache mit den 
Anſichten Derer zuſammen, welche die Dringlichkeit der Errichtung 
einer techniſchen Oberbaubehoͤrde der Staatsregierung ſchon 
mehrfach ans Herz gelegt haben; ſie ſchließen ſich Denen an, welche 
das techniſch⸗adminiſtrative Gebiet nicht lediglich vom juriftifch = finan- 
ziellen Standpunkt maaßgebend bzherrſcht wiſſen wollen, und fie wirken 
endlich vereint mit den Forderungen Derer, welche der Intelligenz 
und der Arbeitskraft den Anſpruͤchen, die das Kapital macht, gegen⸗ 
über, die moͤglichſte Beguͤnſtigung wuͤnſchen. Zu jenen Allen gehören 
auch wir. Die Red. 


%* 


25 * 

Wir laſſen hier das Urtheil eines Juriſten über die eben 
beſprochene Schrift folgen, ein Zeugniß von Unbefangenheit, die jeboch 
— mit Ueberzeugung ſprechen wir es aus — nicht felten unter den 
ſaͤchſeſchen Juriſten zu finden iſt. 

Ueber die Prinzipien der Verwaltung öffentlicher Vers 
kehrsanſtalten, mit befonderer Rückſicht auf Eiſenbahnen. 
Von M. M. von Weber. Unter dieſem Titel iſt vor Kurzem bei 
J. J. Weber in Leipzig ein Schriftchen erſchienen, welches den beſten 
Beſtrebungen unſerer Zeit, Licht zu verbreiten, wo Dunkel herrſchte, in 
der würdigſten Weiſe ſich anſchließt. Der mächtige Einfluß der öffentli⸗ 
chen Verkehrsmittel auf Vermehrung des Nazionalvermögens, Ausgleich⸗ 
ung der durch örtliche Verhältniſſe bedingten Nachtheile einzelner Pro⸗ 
vinzen, und allgemeinere Verbreitung der Intelligenz einerſeits, und an⸗ 
derkrſeits das Vorhandenſein arger Gebrechen in der Herſtellungsweiſe, 
wie im Betriebe dieſer Pulsadern des Kulturlebens, reflektirt in den lau⸗ 
ten Klagen der Steuerpflichtigen, wie des verkehrenden Publikums, iſt fo 
allgemein anerkannt, daß das öffentliche Beleuchten dieſes wichtigen 
Zweiges der Staatsökonomie ſchon an ſich höchſt dankenswerth erscheint. 
— Der Verfaſſer, offenbar ein Techniker, welcher die von ihm ſelbſt für 
jeden feiner Berufsgenoſſen als unumgängliches Erforderniß aufgeſtellte 
univerſelle Bildung in hohem Grade zu beſitzen ſcheint, — gibt zunächſt 
eine klare Darlegung der Geſichtspunkte, unter denen öffentliche Ver⸗ 
kehrsmittel dem Staate, als ſolchem, dem Publikum, und den Unterneh⸗ 
mern gegenüber erſcheinen, in letzterer Beziehung jenachdem der Staat 
oder Private als Unternehmer auftreten, und knüpft daran die Schilde⸗ 
rung der vorhandenen Gebrechen, begnügt ſich aber nicht mit der einfa⸗ 
chen Aufzählung, ſondern zeigt ebenſo geiſtreich als ſchlagend die tiefe 
Begründung jener Mängel in der innern Natur der Privatgeſellſchaften 
als Unternehmer und in dem gänzlichen Nichtvorhandenſein eines Mittels 
zum Erkennen und Herbeiziehen der zur techniſchen Ausführung tauglich⸗ 
ſten unter den vorhandenen Kräften. . . 

Auf diefen Unterlagen gründet der Verfaſſer ſeine Vorſchläge, auf 
welche näher einzugehen hier nicht der Ort fein kann. Dieſe Vorſchläge, 
gänzlich verſchieden von jenen in der Luft gebauten Theorien unſerer 
modernen Weltverbeſſerer, erſcheinen durchgängig als nothwendige Kon⸗ 
ſequenzen der gegebenen Verhältniſſe, beurkunden die tüchtige Sachkennt⸗ 
niß und den praktiſchen Takt des Verfaſſers, find für Sachſen, abgefehen 
von der Leipzig⸗Dresdner Eiſenbahn, ſofort ausführbar, bei dem jetzi⸗ 
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gen Ruhen der im Bau begriſſenen Linien um fo leichter anzubahnen, 

und verfolgen ſtreng den einen großen Zweck, den zu erreichen ſie völlig 

geeignet erſcheinen: möglichſte Erſparniß (Schonung der Steuer⸗ 

pflichtigen) bei möglichſter Förderung des Allgemeinrechts. 
V. 


1 Einige haudelspolitiſche Grundzüge 
fuͤr die 
Handhabung des internazionalen Verkehrs, 
aufgeſtellt von 
J. C. Glafer. *) 


I. 

Die Aufgabe des Staats, das Ziel aller Geſetze und Anord— 
nungen in Bezug auf die materiellen Verhaͤltniſſe, kann und darf 
kein anderes fein, als den Kräften des Volks Gelegenheit 
zu verſchaffen, ſich bethaͤtigen zu koͤnnen. Durch poſi⸗ 
tive oder negative Einrichtungen eine gewiſſe Größe der Produkzion 
erzielen wollen, bleibt ewig ein verfehltes Unternehmen, weil weder 
ein einzelner Menſch, noch eine Verſammlung, wie auch immer 
ſie zuſammengeſetzt ſein moͤge, im Stande iſt, die Mittel und Wege 
zu beurtheilen, welche zur moͤglichſt größten Produkzion führen, 
Sicherlich aber und immer wird die groͤßte Produkzion, welche un⸗ 
ter gegebenen Verhaͤltniſſen erreichbar iſt, auch wirklich erreicht wer⸗ 
den, wenn den produzirenden Kraͤften ein vollkommen freier Spiel⸗ 
raum zur Entwickelung gewährt wird. Nicht auf die Pro: 
dukzion und deren Groͤße, ſondern auf die produzi⸗ 
renden Kräfte und deren freie Bewegung muß daher 
das Augenmerk der Geſetzgebung und Regierung ge⸗ 
richtet fein. Wenn demnach die natuͤrlichen Erwerbsquellen eines 
Landes frei benutzt werden koͤnnen, wenn ein Volk ſeine geiſtigen 
Guͤter zur Vermehrung ſeines Wohlſtandes ungehindert anwenden 
darf, wenn endlich dem Kapital und den Arbeitskraͤften deſſelben 
freier Spielraum zur Verwendung gegeben iſt, dann iſt das Ziel 
erreicht, welches dem Staate in Bezug auf die materiellen Vekhaͤlt⸗ 
niſſe geſteckt iſt. In dieſer freien Bewegung aller pro⸗ 
duzirenden Kraͤfte beſteht die Handelsfreiheit im 
wahren Sinne des Wortes. 


Aller Fortſchritt in der materiellen Produkzion iſt 
abhaͤngig von und wird bedingt und hervorgerufen 
durch den Fortſchritt der techniſchen Gewerbe. Um die 
ſer Bedeutung derſelben willen werden ſie auch vorzugsweiſe mit dem 
Worte „Induſtrie“ bezeichnet, ein Wort, das zugleich auch die ge⸗ 
ſammte materielle Produkzion umfaßt. Es iſt damit geſagt, daß die 
techniſche Induſtrie die geſammte Induſtrie in ſich begreift, da der Fort⸗ 
ſchritt in Ackerbau, Handel und Schifffahrt überall von dem Fort⸗ 


allerverwickeltſten Maſchinen, mit denen die unterirdiſchen Schaͤtze 
aus dem Schooße der Erde an das Tageslicht gefördert werden, find 
alle Werkzeuge, welche der Menſch zur Rohſtoffge⸗ 
winnung gebraucht, das Produkt der techniſchen Ge⸗ 
werbe, und die Produkzion ſchreitet nur fort in dem Verhaͤltniß, 
als bie techniſche Induſtrie fortſchreitt. Wie weſentlich Ackerbau, 
Bergbau u. ſ. w. durch die Erfindungen der neueren Zeit gefordert 
worden ſind, braucht nicht erſt in Beiſpielen erlaͤutert zu werden. 
Der Hanzel, wie wenig hätte er zu thun, wenn er nur die Naturs 
produkte der verſchiedenen Laͤnder gegeneinander auszutauſchen hätte! 
Groß, bedeutend wird er erſt durch die, durch die Ausbildung der 
techniſchen Gewerbe erzeugte Arbeitstheilung. Seine weſentlichſte 
Aufgabe iſt, die Produkte der Natur der techniſchen Induſtrie und 
die Erzeugniſſe derſelben theils zur weiteren Verarbeitung, theils zum 
unmittelbaren Verbrauche an die Konſumenten zu bringen. Ueber⸗ 
all iſt daher die Größe und der Umfang des Handels 
von der Große und dem Umfang der techniſchen Ge 
werbe abhaͤngig. Ebenſo ſind alle Transportmittel, welche den 
Handelsverkehr ermöglichen und erleichtern, von dem einfachen Schieb⸗ 
karren bis zu den Dampfſchiffen und Eiſenbahnen die Erzeugniſſe 
der techniſchen Gewerbe. Es iſt daher ein unumſtoͤßlicher 
Satz, daß der Fortſchritt der materiellen Produkzion 
nach allen Seiten hin abhängig iſt von und bedingt 
mit hervorgerufen wird durch den Fortſchritt der 
techniſchen Gewerbe. 


III. 


Ackerbau, Gewerbe, Handel und Schifffahrt und die unter ih⸗ 
nen begriffenen und mit ihnen zuſammenhaͤngenden Arbeits zweige 
koͤnnen aber nicht alle in allen Ländern der Erde gleichmaͤßig aus⸗ 
gebildet werden; vielmehr find fie in ihrer Ausbildung von der na= 
türlichen Beſchaffenheit der Laͤnder und der Kulturſtufe und den 
Sitten der Voͤlker abhängig. Die meiſten Bodenerzeugniſſe find an 
gewiſſe Lokalitaͤten gebunden, erfordern zu ihrer Erzeugung ganz be⸗ 
ſtimmte Waͤrme⸗ und Bodenverhaͤltniſſe. Auch die unterirdiſchen 
Güter find ungleich an die Laͤnder der Erde vertheilt. Die meiſten 
techniſchen Gewerbe koͤnnen deswegen ebenfalls nur an den Orten 
betrieben werden, wo ſich die natuͤrlichen Vorausſetzungen fuͤr die⸗ 
ſelben finden. Eben ſo ſind dem Handel durch die Natur ſelbſt 
mehr oder weniger ſeine Wege angewieſen. Nicht weniger erfordern 
die verſchiedenen Arbeitszweige eine gewiſſe Kultur des Geiſtes. Nur 
ein geiſtig hochſtehendes Volk iſt im Stande, eine große Bedeutung 
in dem techniſchen Gewerbebetrieb zu erlangen. Die verſchiedene 
geiſtige Befähigung, die Sitten und Gewohnheiten eines Volkes ge⸗ 
ben ebenfalls der materiellen Produkzion eigenthuͤmliche Geſtalt und 
Faͤrbung. Die ſo, theils durch die Natur, theils durch 
die Geſchichte erzeugten Ungleichheiten in der mate⸗ 
riellen Produkzion geben den Voͤlkern Anlaß, mit 
einander in einen Gewerbsverkehr zu treten. Man 
kauft nur das, was man nicht ſelbſt produzirt, und man ſtrebt, 


ſchritt der techniſchen Gewerbe abhaͤngig iſt. Daß dieſes ſich ſo 
verhalte, beweiſet die Geſchichte aller Zeiten und Völker. Nur wer 
nige Produkte kann der Menſch unmittelbar ſo verbrauchen, wie die 
Natur ſie liefert; durch die techniſchen Gewerbe erſt werden ſie zu 
den menſchlichen Zwecken zubereitet. Alles, was der Menſch zur 
Nahrung, Kleidung, Wohnung, was er zum gewoͤhnlichen und außer⸗ 
gewohnlichen Gebrauch nöthig hat, wird durch fie zu dieſem Ge⸗ 
brauch erſt zubereitet. Die Gewinnung der zu menſch⸗ 
lichen Zwecken brauchbaren Gegenſtaͤnde aus dem 
Schooße der Natur kann daher nur in dem Maaße 
vorſchreiten, als die techniſchen Gewerbe vorſchrei⸗ 
ten, d. h. Ackerbau, Bergbau, kurz alle Rohſtoffgewinnung iſt ab⸗ 
haͤngig und bedingt von dem Fortſchritt der techniſchen Gewerbe. 
Aber auch die Produkzion der Rohſtoffe ſelbſt iſt nur moͤglich und 
wird in ihrem ganzen Umfang bedingt durch die Ausbildung der 
techniſchen Gewerbe, denn von dem Spaten und Pfluge, womit 
das Feld fuͤr die Aufnahme der Saat tauglich gemacht, bis zu den 


*) Wir hoffen Entſchuldigung, daß wir den folgenden Aufſatz ohne 
Genehmigung des Verfaſſers im Intereſſe unſerer gemeinſchaftlichen Sache 
ganz aufnehmen. Die Red. 


feine eigenthuͤmliche Produkzion auszudehnen und zu vervollkomm⸗ 
nen in dem Maaße, als man dafuͤr andere Produkte ſich eintauſchen 
kann, die man nicht ſelbſt zu erzeugen im Stande iſt. 

IV. 

Wie nicht alle Länder und Voͤlker gleiche natürliche und ge⸗ 
ſchichtliche Bedingungen haben, die verſchiedenen Arbeitszweige aus⸗ 
zubilden, ſo haben ſie auch hinwiederum nicht alle durchaus ver⸗ 
ſchiedene Bedingungen, ſondern in einigen Verhaͤltniſſen find fie gleich 
in andern ſind ſie ungleich. Wenn demnach die verſchiedenen Voͤlket 


der Erde durch ihre Beduͤrfniſſe und die ungleiche Fahigkeit, welche 


ſie haben, dieſelben zu beftiedigen, aufgefordert werden, miteinander 
in eine Handels verbindung zu treten, fo wird umgekehrt die gleiche 
Fähigkeit, welche fie haben, dieſelben Zweige der materiellen Arbeit 
bei ſich auszubilden, zum Gegenſatzt und zum Konflikte führen, 
Das allgemeine Naturgeſetz, daß d Entgegengeſetzte ſich anzieht, 
das Gleichartige aber ſich abftößt, koͤmmt auch hier zur Anwendung. 
Der Konflikt der gleichartigen Kräfte auf dem Gebiete des Handels 
heiht Konkurrenz, ein Kampf, deſſen letztes Ziel, wie das jedes 
Kampfes, die Vernichtung des Gegenſatzes iſt. Kein Volk nun 
aber iſt in Bezug auf die Natur ſeines Landes, ſeine geiſtige Aus⸗ 
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bildung, ſeine Sitten und Gewohnheiten dem andern gleich. Kein 
Volk hat daher auch fuͤr die Produkzion uͤbrigens ganz gleicher Ge⸗ 
genſtaͤnde mit einem andern eine ganz gleiche Faͤhigkeir. Bei dem 
freien Spiel der Kraͤfte im Kampfe muß daher nothwendig das 
eine dem anderen unterliegen. Nur wenn von beiden Seiten die 
Bedingungen ganz gleich wären, Eönnte ein Gleichgewicht der Kräfte 
ſtattfinden. Mag daher ein Volk noch fo lange dem andern Wi⸗ 
derſtand leiſten, auf die Dauer muß bei freier Konkurrenz noth⸗ 
wendig das eine ſiegen, das andere aber unterliegen. 


V. 


Der vollkommen freie, ſich ſelbſt überlaſſene, internazionale Ver⸗ 
kehr, d. h. der fogenannte „Freihandel“ ) iſt deswegen unzu⸗ 
taffig, weil nicht unter den Völkern eine ſolche Verſchiedenheit der 
Intereſſen ſtattfindet, daß jedes Volk eine von der anderen verſchie⸗ 
dene Aufgabe verfolgt und durch dieſe Verſchiedenheit zum Handel 
mit den andern angetrieben wird. So wenig ein Volk ſich ganz 
und vollkommen von allen andern Voͤlkern abſchließen und ſich auf 
85 beſchraͤnken kann, weil es nicht alle Arbeitszweige bei ſich zur 
Entwickelung zu bringen im Stande iſt, ſo wenig kann ein voll⸗ 
kommen freier Verkehr d. h. der ſogenannte „Freihandel“ ſtatt⸗ 
finden, weil nicht die Völker durch und durch verſchiedene und wo 
gleichartige, nicht aͤguale Produkzionskraͤfte beſitzen. Man fagt: fo 
wie der Schuhmacher beſſer thut, ſeine Kleider beim Schneider zu 
kaufen, ſtatt dieſelben ſelbſt zu machen, fo tbue eine Nazion beſſer, 
einen Theil ihrer Beduͤrfniſſe bei anderen Völkern zu kaufen und 
ſich auf die Produkzion derjenigen zu werfen, fur welche die Natur 
15 dorzugsweiſe ausgeſtattet habe. Dies waͤre richtig, wenn die 
101 einem jeden Volke einen beſtimmten Kreis der Produk⸗ 
1 ausſchließlich zugewieſen hätte, So thoͤricht es aber wäre, 
enn ein Schuhmacher ſeine Schuhe, ſtatt ſie ſelber zu machen, 
bei feinem Nachbar Schuhmacher kaufte und ihm die Arbeit und 
den Gewinn derſelben zuwendete, fo thöricht iſt es, wenn ein Volk 
diejenigen Produkte, zu deren Herſtellung es ſelbſt die Kräfte befikt, 
bei einem anderen Volk kauft und ihm davon den Arbeitsverdienſt 
zuwendet. Nicht der Handel mit denjenigen Völkern iſt ein natuͤr⸗ 
licher, welche diefelben Produkte erzeugen wie wir, ſondern mit de⸗ 
nen, welche Produkte erzeugen, die wir zu erzeugen nicht im 
Stande ſind. 
VI. 


Stellt es ſich ſonach heraus, daß der ſogenannte „Freihandel“ 
als ſolcher, eine unausfuͤhrbare Idee iſt, ein abgezogener (abſtrakter) 
Gedanke, welcher auf unhaltbaren Vorausſetzungen beruht und wel⸗ 
chem deswegen in den thatſaͤchlichen Verhaͤlkniſſen der Völker keine 
Folge gegeben werden kann; iſt es vielmehr klar, daß die Voͤlker 
nur durch ihre ungleichartigen Produkzionskraͤfte zur Handelsver⸗ 
bindung mit einander angetrieben, durch die gleichartigen aber mit⸗ 
einander in Konflikt gebracht werden; ſo iſt auch klar, daß es in 
Bezug auf den internazionalen Verkehr die Aufgabe der Handels⸗ 
politik fein muͤſſe, mit den Völkern, welche im Stande find, für 
75 1 es nun zu unſerm unmittelbaren Verbrauch oder zur wei⸗ 
verbindung brauchbare Produkte zu liefern, und Handels- 
den Verkehr anzuknuͤpfen und zu unterhalten, ſo wie uͤberhaupt je⸗ 
dukzionskräſten Gllen welcher geeignet iſt, den gegenſeitigen Pro⸗ 
k 5 elegenheit zur Bethaͤtigung zu gewaͤhren, umge⸗ 
ehrt aber auch Sorge zu tragen, daß nicht die heimiſche Produk⸗ 
zion durch die überlegene Konkurrenz derjenigen Völker erdruͤckt werde, 
welche mit uns gleiche Intereſſen verfolgen. 

., Da nun, wie oben (§. ll.) auseinandergefegt wurde, die tech: 
niſchen Gewerbe es find, welche den Hebel der ganzen materiellen 
Yeodufsion bilden, da auf ihrer Entwickelung der Fortſchritt in 
88 Handel und Schifffahrt beruht, ſo wird von ihnen aus 
dukzien gepunkt für die Beurtheilung der ganzen materiellen Pro⸗ 
ein Land zommen werden muͤſſen. Die natürlichen Produkte, welche 
Fabrikazion, lefern im Stande iſt, ſind theils Rohſtoffe für die 
beide büder die nus ſind es Verzebrungsgegenftände, Für 
ie heimiſche Bevoͤlkerung den natuͤrlichſten und ſicherſten 


— 


"I DE Freihandel, eine abſtrakte und unpraktiſche Idee muß 


Maler le freien Handel unterſchieven werden, wie er oben $. 1 er⸗ 


Abnehmer. So weit dies nicht der Fall iſt, muß mit denjenigen Völkern, 
welche dieſelben zu verbrauchen im Stande ſind, der freieſte Verkehr 
unterhalten werden. Ausfuhrbeſchraͤnkungen irgend welcher Art find 
der Entwickelung der heimiſchen Produkzion hinderlſch. In Bezug 
auf die Einfuhr von Rohſtoffen und Verzehrungsgegenſtaͤnden gilt 
ganz Daſſelbe, auch fie muß moͤglichſt frei fein, indem fie ebenfalls 
die Entwickelung der heimiſchen Probukzionskraft, nämlich die Be⸗ 
thaͤtigung der Manufakturkraft fördert. Je mehr aber dieſe gefördert 
wird, um ſo mehr wird die Produkzionskraft des ganzen Volkes 
gefördert, und eine Beſchraͤnkung der Einfuhr dieſer Gegenſtaͤnde 
läßt ſich nicht rechtfertigen. Der Austauſch der natuͤrlichen oder 
gewerblichen Produkte gegen Rohſtoffe und Verzehrungsgegenſtaͤnde 
iſt uͤberall der heimiſchen Produkzion förderlich, und muß deswegen 
moͤglichſt gepflegt werden. Bei der Einfuhr von Fabrikaten aber 
kommt es darauf an, ob ein Volk dieſelben ſelbſt zu erzeugen die 
Bedingungen hat oder nicht. Daß die Einfuhr derjenigen, welche 
im Lande nicht erzeugt werden koͤnnen, befördert werden muͤſſe, 
liegt auf der Hand, indem durch dieſe Einfuhr Gelegenheit gegeben 
wird, ein Aequivalent von andern Produkten auszufuͤhren, und da⸗ 
durch die Produkzionskraft des Volkes zu vermehren. Anders ver⸗ 
haͤlt es ſich mit denjenigen, welche im Lande ſelbſt erzeugt werden 
koͤnnen. Hier wuͤrde die uͤbermaͤchtige Konkurrenz des Auslandes 
einen Theil der produzirenden Kraft laͤhmen oder zerſtoͤren, hier iſt 
daher ein Schutz durchaus erforderlich. 

Schutz des heimiſchen Gewerbfleißes gegen die 
uͤberlegene Konkurrenz des Auslandes iſt daher in 
der Handelspolitik als Grundſatz feſtzuhalten. 

Es iſt aber aus dem Geſagten klar, daß nicht jedes Gewerbe 
und unter jeder Bedingung geſchuͤtzt zu werden verdient oder einen 
Schutz noͤthig hat. Wo einem Zweige der techniſchen Produkzion 
die Bedingungen der Entwickelung fehlen, oder wo eine uͤberwie⸗ 
gende Konkurrenz des Auslandes nicht zu beſorgen iſt, da wuͤrde 
es unvernuͤnftig fein, Schutzmaaßregeln anzuordnen. Jede Anord⸗ 
nung zum Schutze der Gewerbe erfordert daher genaue Erwaͤgung 
der vorhandenen thatſaͤchlichen Verhaͤltniſſe, und muß nach Maaß⸗ 
gabe derſelben eingerichtet ſein. Niemand kann, wenn er es mit 
dem Wohle feines Vaterlandes redlich meint, für andere als lebens- 
kraͤftige und entwickelungsfuͤhige Gewerbszweige Schutz verlangen, 
Niemand aber auch dieſen ihm verweigern wollen, wenn er ver⸗ 
nuͤnftig iſt. 

Daß bei einem ſolchen Schutz auch der Handel weſentlich 
gewinne, iſt nach dem, was oben ($. II.) auseinandergeſetzt wurde, 
ſelbſtredend. Sollte aber, was nicht geleugnet werden ſoll, durch 
die Erzeugung gewiſſer Artikel im Inlande der Bezug derſelben 
vom Auslande auch nicht ſtattfinden, ſo iſt zu bedenken, daß da⸗ 
durch der innere Verkehr in einem noch viel hoͤheren Maaße zu⸗ 
nimmt, der Binnenhandel aber in jedem Lande viel wichtiger und 
bedeutender iſt, als der Verkehr mit dem Auslande. 


VII. 


Einige Einwendungen, welche von Seiten der Freihaͤndler ges 
gen den Schutz der Gewerbe gemacht werden, dürfte es nicht uns 
zweckmaͤßig fein, weil fie mit einer gewiſſen Scheinbarkeit vorgetra⸗ 
gen werden, noch etwas naͤher zu beleuchten. 

1) Die Ausländer, ſagt man, lieferten uns die Waaren wohl⸗ 
feiler als die heimiſchen Gewerbtreibenden. Die Beſteuerung der 
fremden Fabrikate ſei deswegen eine Belaſtung der Konſumenten zu 
Gunſten der Fabrikanten. Auf dieſe Beſchuldigung iſt zu erwie⸗ 
dern, daß, wenn Peter und Paul wohlfeiler kaufen, darum noch 
nicht die Nazion wohlfeiler kauft. Wenn es aber wahr iſt, und 
es wird wol wahr fein, daß von der Blüte der techniſchen Gewerbe 
die Blüte des Ackerbaues und Handels abhängig iſt, fo wird jede 
Waare zu theuer erkauſt, deren unbeſchraͤnkte Einfuhr den Unter: 
gang des heimiſchen Gewerbfleißes herbeiführt. Der Maaßſtab des 
Preiſes der Waare iſt ein durchaus ungehoͤriger, weil er nur ein 
relativer und jeden Augenblick wechſeinder iſt. Worauf es ankommt, 
iſt, daß durch die Einfuhr die produzirenden Kräfte des Volkes ver⸗ 
mehrt werden. Durch die unbeſchraͤnkte und uͤberlegene Konkurrenz 


des Auslandes aber in denjenigen Artikeln, welche das Inland ſelbſt 


erzeugen kann, wird die Produkzionskraft ſtatt vermehrt, nur ver⸗ 
mindert. Wer bei 20 Sgr. täglichen Verdienſtes eine Waare für 
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4 Sgr. kauft, kauft immer noch wohlfeiler, als wenn er bei 10 Sgr. 
Verdienſt täglich fie um 3 Sgr. kauft. In Betreff des Preiſes 
ſelbſt aber muß bemerkt werden, daß die Höhe deſſelben weſentllch 
von dem Abſatz der Waaren bedingt iſt. Bei großem Abſatz iſt 
der Fabrikant im Stande, viel billigere Waaren zu liefern, als 
wenn er nur einen geringen Abſatz hat. Weit entfernt, die Waaren 
zu vertheuern, iſt der Schutz der Gewerbe vielmehr ein Mittel ſie 
zu befähigen, wohlfeil zu fabriziren. 

Die Ausfuhrliſten des Zollvereins beweiſen, daß 
wir gerade in den geſchuͤtzten Artikeln im Stande 
ſind, mit dem Auslande auf fremden Maͤrkten zu 
konkurriren, folglich eben fo wohlfeil als die Aus- 
länder zu fabriziren. 

2) Durch die Beſchuͤtzung der Gewerbe, ſagt man, werde das 
Kapital denjenigen Erwerbszweigen entzogen, welchen es ſich natuͤr⸗ 
licher Weiſe zuwenden wuͤrde, und in unnatuͤrliche Kanaͤle geleitet. 
Sobald hinreichendes Kapital vorhanden, wuͤrden von ſelbſt die Ge⸗ 
werbszweige entſtehen, welche man durch Schutz auf eine kuͤnſtliche 
Weiſe hervorzurufen ſuche, wenn uͤberhaupt das Land eine Beding⸗ 
ung für fie habe. — Hierauf iſt eine doppelte Antwort nöthig. 
1) Das Kapital wird auf das Gewerbe ſich werfen, wenn es 
darin mit mehr Gewinn angelegt wird, als anderswie. Wenn 


aber der heimiſche Gewerbfleiß durch die auswaͤrtige Konkurrenz ihn 


erdruͤckt werden kann, ſo wird es darin nicht mit Gewinn angelegt 
werden koͤnnen. Es wird ſich alſo auch nie einem von der uͤber⸗ 
legenen auswaͤrtigen Konkurrenz bedrohten Gewerbszweige zuwenden, 
und wenn es in noch fo großer Fülle vorhanden wäre. Eine jede 
auch noch ſo ſchlechte Unterbringung deſſelben iſt immer noch einer 
ſolchen vorzuziehen, bei der es offenbar verloren iſt. — 2) Wenn 
aber der Schutz der Gewerbe, zu denen ein Volk die nöthigen 
Vorausſetzungen hat, wie nachgewieſen, eine Vermehrung der Pro⸗ 
dukzionskraͤfte iſt, ſo kann es keine unnatuͤrliche Verwendung des 
Kapitals ſein, wenn es durch Schutzmaaßregeln dem Gewerbebetrieb 
zugewendet wird; denn jede Entwickelung ift eine natürliche, welche 
die Produkzionskraft des Volkes vermehrt. 

3) Der Schutz der Gewerbe, wird behauptet, kommt nur dem 
Fabrikanten, nicht aber dem Arbeiter zu Gute. Wenn es aber 
richtig iſt, was oben dargethan worden, daß durch den Schutz die 
Produkzionskraft des Volkes vermehrt werde, ſo muß nothwendig auch 
die Gelegenheit zur Arbeit vermehrt werden. Es muß alfo der 
Schutz auch als ein Schutz der Arbeit betrachtet werden; denn es 
iſt ja kein Kapital für ſich thaͤtig, ſondern nur durch Arbeit. Wie 


aber wäre es möglich die Arbeit anders zu ſchuͤtzen, als indem man 
dem Kapital Gelegenheit gibt ſich zu bethaͤtigen? Denn ohne Ka⸗ 
pital kann keine Arbeit unternommen werden. Wenn durch den 
Schutz die Produkzionskraft vermehrt wird, ſo wird dadurch auch 
die Gelegenheit zur Arbeit vermehrt, und iſt mithin der Schutz der 
Gewerbe auch ein Schutz der Arbeit. Arbeit zu ſchaffen, ohne dem 
Kapital Gelegenheit zu geben, iſt unmoͤglich. — Weil es der Zoll⸗ 
verein verſchmaͤht hat, dem Kapital durch Schutz der Gewerbe Ge⸗ 
legenheit zu vortheilhafter Anlegung zu verſchaffen, bezahlte man 
jahrlich 40 Millionen Thaler Arbeitslohn an das Ausland! 
Frankfurt, den 26. September 1848. 


T Vorläufiger Geſetzentwurf, 
die Errichtung einer Landes -Viehverſicherungs⸗ 
anſtalt in Sachſen 
betreffend.) 
(Dresden, bei E. Blochmann und Sohn.) 

Ein ſolcher iſt fo eben in Sachſen vertheilt, um die Aufmerk⸗ 
ſamkeit der Viehbeſitzer auf den wichtigen Gegenſtand zu lenken. 
Unſerer Aufgabe liegt es entfernter, auf die einzelnen Beſtimmungen, 
die fuͤr die Sache des Verſicherungsweſens viel Intereſſantes bieten, 
einzugehen, jedoch wollen wir diejenigen unſerer Leſer, denen der 
Gegenſtand näher liegt, durch die allgemeinen Motiven zum 
Geſetzentwurf bei demſelben einführen. 

* 

) 


Dresden Konzipient des Geſeßentwurfs. 


e Red. 


Unferes Wiſſens iſt Herr Geheimer Regierungsrath 8 5 eius in | fi 


Vorwort. 
(Allgemeine Motiven.) 


Der Viehſtand eines Landes iſt an ſich als ein bedeutender 
Theil des Nazionalreichthums“) von vieler Wichtigkeit, wird aber 
noch weit wichtiger theils durch ſeinen Einfluß auf den Betrieb des 
Feldbaues und vieler Gewerbe, theils durch die wohlthaͤtigen Wir⸗ 
kungen, welche der Genuß des Fleiſches und der Milch der Zucht⸗ 
thiere auf die Geſundheit der Bevoͤlkerung des Landes hervorbringt. 
Jemehr daher das geſammte Nazionalwohl von dem Viehſtande ab⸗ 
haͤngig iſt, um fo gerechtfertigter iſt die Sorge des Staates für den 
letzteren. Es wird ſich dieſelbe auf Abwendung der Gefahren, welche 
dem Viehſtande drohen, eben ſo ſehr als auf deſſen thunlichſte Ver⸗ 
mehrung zu richten haben“). Durch den gegenmärtigen Geſetz⸗ 
entwurf glaubt man dieſe dem Staate obliegende Fuͤrſorge in beider⸗ 
lei Richtung wahrgenommen zu haben, wenn auch die letztere der⸗ 
ſelben, die Vermehrung des Viehſtandes, nur unmittelbar dadurch 
1 wird und mittelbare Maaßregeln deßhalb nicht ausgeſchloſſen 
leiben. 

Ein nach dem vorliegenden Ent wurfe zu erlaſſendes 
Geſetz wuͤrde hauptſaͤchlich folgende Vortheile haben: 

1) Sicherung der Viehbeſitzer gegen den Verluſt, welcher 
nen durch ihren Tod des Viehes droht. Daher aber 
a) Schutz vor Vermoͤgens verluſte, der zuweilen den Ruin 
des Beſitzers und noch oͤfter die Unmoͤglichkeit, den verlorenen 
Viehbeſtand ſchnell wieder herzuſtellen, herbeifuͤhrt“ ); 
b) größere Aufmunterung zur Viehzucht und zu Haltung 
eines angemeſſenen Viehſtandes. 
2) Die ſchnell und daher wirkſam eintretende razio⸗ 
nelle aͤrztliche Behandlung erkrankter Thiere; 

3) ſachverſtaͤndige Aufſicht auf die Pflege, Fuͤtterung 
und Behandlung der Thiere; 

4) die Fuͤglichkeit Eräftigeren medizinalpolizeilichen Ein⸗ 
ſchreitens beim Ausbruche von Viehſeuchen; 

5) die nach und nach erfolgende Beſeitigung der nicht 
wiſſenſchaftlich gebildeten Thieraͤrzte (Empiriker), ohne 
direktes Verbot ihres bisherigen Erwerbszweiges; 

6) die gegebene Moͤglichkeit, Denjenigen, welche ſich dem wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Erlernen der Thierarzneikunde widmen, eine Ausſicht 
a BEE lohnende Beſchaͤftigung zu eröffnen; 
endli 

7) die Abhaltung der Viehbeſitzer von Privatverſi⸗ 
cherungsanſtalten, welche nach den bisherigen Erfahrungen, 
der druͤckendſten Beiträge ungeachtet, keine dauernde Garantie für 
angemeſſene Entſchaͤdigung der eintretenden Verluſte gewaͤhren. 

Wenn dieſe Vortheile augenſcheinlich ſo wichtig ſind, daß ſie 
an und fuͤr ſich den in dem Geſetzentwurfe enthaltenen Plan recht⸗ 
fertigen, fo kommt noch hinzu, daß dieſelben auf irgend eine 
andere Weiſe, namentlich aber durch Privatveranſtaltungen, 
nicht erlangt werden koͤnnen, und daß der Plan nur fuͤr den 
Staat, als ſolchen, praktiſch ausführbar if, Was 
daher fruͤher, zum Theil mit allem Rechte, gegen Beguͤnſtigung von 
Privatverſicherungsanſtalten durch den Staat geſagt worden iſt, 
wuͤrde auf eine unmittelbare Staatsanſtalt nach Maßgabe des Ent⸗ 
wurfes an ſich keine Anwendung leiden. 

Dennoch moͤgen die gedachten Einwendungen, ſoweit fie. allen 
falls auch dem vorliegenden Entwurfe entgegengeſetzt werden Fönnten, 
einigermaßen beſprochen werden. 6 

Die erſte derſelben iſt die Entbehrlichkeit der Viehver⸗ 


*) Im Jahre 1847 gab es im Königreiche Sachſen in runder Summe 
89,000 Stück Pferde, 617,000 Suck andneh, 500 Esel,, 633,000 
Stück Schafe, 126,000 Schweine und 79,000 Ziegen. Man überſchazt 
den Werth dieſes geſammten Viehbeſtandes gewiß nicht, wenn man ihn 
zu 25 Millionen Thaler annimmt. A 5 

) Daß die Viehzucht in Sachſen, namentlich was Pferde, Rinder 
und Schweine betrifft, noch keineswegs auf der Höhe ſteht, welcher ſie 
fähig if, ergibt ſich daraus, daß alljährlich eine beträchtliche Anzahl ver 
gedachten T iergafiungen in sur Land gebracht, dagegen aber Fütter- 
ungsgegenſtände erportirt werben. R ö 

8 9295 end findet der Wucher einen ſicherern Anhaltpunkt, als 
da, wo dem weniger bemittelten Bauer dag Vieh föllt, das er fofort er⸗ 
en muß, will er feinen Acker nicht unbeſtellt liegen laſſen und einen 
Theil ſeiner Nahrung verlieren. 
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ſicherungsanſtalten. Man fagt, mit Ausnahme von eigentlichen Vieh⸗ 
ſeuchen waͤren unverſchuldete Verluſte des Viehes durch Un⸗ 
gluͤcksfaͤle oder Tod felten fo erheblich, um für ſich allein den Uns 
tergang eines Viehbeſitzers herbeizufuͤhren, zumal da namentlich die 
Landwirthe in der Regel die Mittel ſelbſt in der Hand hätten, um 
jenen Verluſten theils vorzubeugen, theils bei deren Eintritte ſich 
einigermaßen ſchadlos zu halten. Bei mehr getheiltem Eigenthum, 
bei größerer Armuth und geringeren Viehbeſtaͤnden ſei dies freilich 
anders; in Sachſen aber habe ſich unter den Landwirthen zur Zeit der 
Wunſch nach Viehaſſekuranzen nicht zu erkennen gegeben. 

Hierauf iſt indeß Folgendes zu bemerken: Zunächſt ſind die 
Landwirthe nicht die alleinigen Viehbeſitzer im Lande und ein, wenn 
auch nur kleiner Theil der letzteren, hat durchaus keine Gelegenheit, 
durch Zuzucht einen eingetretenen Viehverluſt auszugleichen. So⸗ 
dann iſt auch wol in Sachſen die Zahl desjenigen Viehes, welches 
ſich im Beſitze kleinerer Landwirthe, Gaͤrtner und Haͤusler befindet, 
zuſammengenommen keineswegs unbedeutend, obgleich dies ſtatiſtiſch 
nicht nachgewieſen werden kann. Ferner möge dahin geſtellt bleiben, 
ob ſelbſt bei den größeren Landwirthen der Wunſch nach einer Vieh⸗ 
aſſekuranzanſtalt nicht aufgetaucht fein möchte, wenn es nur bisher 
eine ſolche gegeben haͤtte, welche ohne zu unverhaͤltnißmaͤßige Opfer 
volle Sicherheit gewährt hätte, noch abgeſehen davon, daß nach dem 
vorliegenden Geſetzentwurfe mit der Entſchaͤdigung gegen Verluſt 
auch die koſtenfreie thieraͤrztliche Behandlung erkrankter Thiere ger 
waͤhrt werden ſoll. Soviel iſt wenigſtens gewiß, daß ſich ſelbſt an 
den ſo unvollkommenen Privatanſtalten nicht wenige ſaͤchſiſche Land⸗ 
wirthe betheiligt haben, und daß der voigtländifche Bauernverein — 
der ſich im Herbſte 1848 aufloͤſte und deſſen Mitglieder die Vieh⸗ 
zucht ganz vorzuͤglich ins Auge zu ſaſſen hatten — das Bedüͤrf⸗ 
niß einer Viehverſicherung dringend genug fühlte, um untern 18. 
Mai 1844 eine ſolche für feine Mitglieder zu begründen, welche 
auch bis zu ſeiner Auflöſung beſtanden hat, obgleich fie der Natur 
115 N nach nur ein ſehr unvollkommenes Inſtitut ſein 
onnte '). 

Endlich aber iſt ſelbſt der ſorgſamſte Viehbeſitzer nicht im 
Stande, alles Ungluͤck von ſeinen Thieren abzuwenden und vorzuͤg⸗ 
lich dieſelben vor jeder Anſteckung zu bewahren. Nun iſt zwar ge⸗ 
gruͤndet, daß Sachſen gerade nicht zu denjenigen Ländern gehört, 
welche vorzugsweiſe von Viehſeuchen zu leiden haben, und daß ſchon 
bisher die polizeilichen Maaßregeln gegen das Einſchleppen ſeuchen⸗ 
artiger Viehkrankheiten nicht ohne Erfolg gehandhabt worden ſind. 
Demungeachtet haben, wie ſich aus den eingegangenen amtlichen An: 
zeigen der letzten neun Jahre 1839 bis 1847 ergibt, alljaͤhrlich Vieh⸗ 
ſeuchen in Sachſen geherrſcht, namentlich die hitzige Maul- und 
Klauenſeuche unter den Klauenthieren, ſo wie die Rotzkrank⸗ 
heit unter den Pferden alljährlich; der Milzbrand in den Jah⸗ 
ren 1840, 1842, 1845, 1846 und 1847; die Lungen ſeuche 
und Lungenfaͤule 1839, 1840, 1843, 1845 und 1847; die 
Bräune namentlich in den Jahren 1439, 1840, 1841 und 1842; 
die Drehkrankheit 1840 und 1843; die Schafpocken 1839, 
1840 und 1841, und die Raude unter den Schafen und Pferden 
1839, 1840 und 1842. Es kann überdies nie ein Viehbeſitzer 
verhuͤten, daß feine Thiere von tollen Hunden gebiffen werden und dgl. 
5 ine fernete Einwendung gegen die Viehverſicherungsanſtalten 
iſt der befürchtete Mis brauch derſelben. Es wird dieſer zunäͤchſt 
deshalb befuͤrchtet, weil die Viehverſicherung gewinnſuͤchtigen Theil: 
nehmern die Möglichkeit darbiete, den Verluſt ſelbſt herbeizuführen, 
wenn ſie daraus Vortheil zu ziehen hoffen duͤrften. Inſofern dies 
eine ſehr richtige Bemerkung iſt, hat ſich der Geſetzentwurf zur 
Aufgabe machen muͤſſen, einer Gefaͤhrde in diefer Hinſicht zuvorzu⸗ 
kommen und es hat dies durch die Beſtimmungen der 09. 6, 7, 
17 0 b und 13 erreicht werden ſollen. — Einen anderen Mis⸗ 
1 7 der Verſicherungsanſtalten befürchtet man von Seiten der 
= 915 nachläſſigen Viehbeſitzer. Allerdings iſt es ſehr gegruͤn⸗ 

„daß das längere oder kuͤrzere Leben der Thiere groͤßtentheils 


von der Art und Weiſe, ſo wie von der Menge und Guͤte des 


*) Die Statuten bier, i i i 

1411. St ſes Vereins beginnen mit folgenden Worten: 
aner e Bauernverein bat anerkannt, daß die ſich 
elner banbwirzhſchufkeigarücke katie e 
kommen derſelben find. * Paupthinderniß für das Empor⸗ 


denſelben verabreichten Futters, ferner von der Abwartung und Ar⸗ 
beitsleiſtung, ſo wie von der ſonſtigen Behandlung der Thiere ab⸗ 
haͤngt, und daß daher, bei der Unmoͤglichkeit einer völlig genauen 
Kontrole in dieſer Hinſicht, der Sorglofigkeit und Nachläͤſſigkeit 
mancher Viehbeſitzer durch eine Aſſekuranz ihres Viehes Vorſchub 
geleiſtet werden koͤnnte. Man hat daher im Geſetzentwurfe dieſer 
Art des Misbrauches der Anſtalt, ſo weit ſie nicht durch unent⸗ 
geldliche Uebernahme der aͤrztlichen Behandlung erkrankter Thiere 
von ſelbſt wegfaͤllt, durch Dasjenige vorzubeugen geſucht, was 89. 
59 bis 63 beſtimmt worden iſt. Muß nun auch zugegeben wer⸗ 
den, daß hierdurch immer noch nicht voͤllige Garantie gegen die 
Nachlaͤſſigkeit der Beſitzer hergeſtellt wird, fo kann doch die aus 
dieſem Grunde noch uͤbrig bleibende vermeidbare Gefahr gewiß nicht 
ſo bedeutend ſein, daß man ſich deshalb gaͤnzlich von dem Ent⸗ 
ſchluſſe, eine Sicherheit auch gegen die unvermeidbaren Gefahren ein⸗ 
treten zu laſſen, abwenden ſollte. 

Ein dritter Einwand wird daher genommen, daß durch eine 
ſolche Anſtalt für die Viehbeſitzer eine Ungleichheit des Vor⸗ 
theils herbeigeführt werden würde, indem in manchen Staͤllen Krank⸗ 
heiten — namentlich Perlſucht beim Rindviehe, Traderkrankheit bei 
den Schafen u. ſ. w. — heimiſch waͤren, deren Exiſtenz nicht ge⸗ 
nau zu erweiſen ſei, und daß daher den Beſitzern auf Staatskoſten 
eine Sicherheit gegen größere Gefahr für dieſelbe Prämie gewaͤhrt 
werde, welche andere Beſitzer, deren Ställe von dergleichen Krank⸗ 
heiten frei waͤren, auch bezahlen muͤßten. 

Laͤge hierin etwas Wahres und ließe ſich dieſer Uebelſtand 
ſelbſt nicht durch die Reviſionen und Anordnungen des Bezirks⸗ 
thierarztes (§. 59 des Entwurfes) beſeitigen, fo würde man denſel⸗ 
ben dennoch ſo lange hinnehmen muͤſſen, als nicht die Erfahrung 
lehrte, daß er wirklich bedeutendere Opfer erforderte, als aus ſtaats⸗ 
und volkswirthſchaftlichen Ruͤckſichten zu rechtfertigen fein dürften. 

Endlich wendet man ein, daß die mit den Viehverſicherungs⸗ 
anſtalten allemal verbundene Kontrole — der nothwendige Kampf 
des Mistrauens mit dem Misbrauche — den Viehbeſitzern zu laͤſtig 
falle, indem er ihnen die freie Dispofizion über ihr Vieh faſt vollig 
raube. Gewiß iſt, daß der Anſtalt das Recht der Kontrole zuſte⸗ 
hen muß; wenn dieſelbe aber, wie in Gemäßheit des Entwurfes, 
von einem ſachverſtaͤndigen Manne dem Bezirksthierarzte, ausgeuͤbt 
wird, der ohne Zweifel ſehr bald den ſorgſamen von dem nachlaͤſſigen 
Viehbeſitzer zu unterfcheiden wiſſen und dann die Kontrole mehr auf den 
letzteren, dem ſie nur zum Segen gereichen kann, richten wird, ſo ſcheint 
die Beſorgniß vor der Laͤſtigkeit einer ſolchen Kontrole wol unbegründet, 

Im uͤbrigen iſt die Dispofizion der Verſicherten über ihr Vieh 
nach dem Geſetzentwurfe faſt roͤllig unbeſchraͤnkt geblieben. Daß 
ein Stuͤck verſichertes Vieh nicht ohne weiteres getoͤdtet werden darf, 
wenn dieſe Toͤdtung als ein von der Anſtalt zu entſchaͤbigender 
Verluſt betrachtet werden ſoll (§. 13 sub E), iſt vielleicht die eins 
zige weſentliche Beſchraͤnkung des Dispoſizionsrechtes, aber ge⸗ 
wiß nicht von der Art, daß ſie von der Theilnahme an der An⸗ 
ſtalt abſchrecken ſollte. 

So ſcheinen denn alle die zeither gemachten Einwuͤrfe gegen 
die Verſicherungsanſtalten — ſo weit ſie wenigſtens gegen eine 
Staatsanſtalt nach dem vorliegenden Entwurfe gerichtet ſein koͤnnen 
— nicht von der Wichtigkeit, um die im Eingange erwaͤhnten gro⸗ 
ßen Vortheile einer ſolchen Einrichtung aufzuwiegen. Aber dieſe 
Vortheile ſind, wie ſich aus der Durchſicht des Entwurfs von ſelbſt 
ergeben wird, auch nur durch eine Staatsanſtalt zu erreichen, und 
wenn, wie beabſichtigt wird, die letztere neben völliger Sicherheit 
für die Theilnehmer auch noch die Gewißheit, daß außer den einger 
zahlten Praͤmien keine Nachzahlungen gefordert werden, darbietet, 
ſo darf man ſich wol der Erwartung uͤberlaſſen, daß eine fuͤr das 
Beſtehen der Anſtalt genuͤgende, vielleicht aber auch eine recht leb⸗ 
hafte Theilnahme der Viehbeſitzer eintreten werde. 

Daß bei den zeither bekannt geweſenen Privat⸗Viehverſicherungs⸗ 
anſtalten nicht derſelbe Erfolg ſtattgefunden hat, beruht hauptſaͤch⸗ 
lich darauf, daß dieſelben meiſtentheils ſehr umfaͤngliche Bezirke — 
gewoͤhnlich z. B. ganz Deutſchland — fuͤr ihre Wirkſamkeit aus⸗ 
erſehen hatten, daß ſie ferner auf Gegenſeitigkeit beruhten und doch 
durchaus keine Kontrolemaaßregeln gegen den Misbrauch herzuſtellen 
vermochten. Es konnte nicht fehlen, daß dieſen Anſtalten, mit we⸗ 
nigen Ausnahmen, nur diejenigen Viehbeſitzer beitraten, welche die 
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meiſte Gefahr liefen, während Andere, welche guͤnſtigere Verhaͤltniſſe 
für ſich hatten, Bedenken tragen mußten, die beiderſeitige Gefahr 
zu gleichen Antheilen zu tragen. Bei der Groͤße des Bezirkes waren 
die Direktorien viel zu weit von den Agenten und dieſe wieder von 
den Theilnehmern der Anſtalt entfernt, als daß irgend eine Kontrole 
haͤtte denkbar ſein koͤnnen und daher nicht dem Misbrauch Thor 
und Thuͤr offen ſtehen ſollen, wozu noch kam, daß die Agenten 
keine Sachverſtaͤndigen waren, ſondern erſt eintretenden Falles ſolche 
zuziehen mußten, was, weil dadurch die Koſten der Anſtalt ver⸗ 
mehrt wurden, nicht immer erfolgte, wo es noͤthig war. 

Inſofern ſonach allerdings dieſe Anſtalten den Beſitzer höher 
gefährdeten Viehes und ven ſchlechten, nachlaͤſſigen Wirth augen⸗ 
ſcheinlich beguͤnſtigten, traten die ordentlichen und der Gefahr we⸗ 
niger ausgeſetzten Viehbeſitzer entweder gleich anfaͤnglich gar nicht 
bei, oder ſchieden doch, der zu hohen Verſicherungsbeitraͤge halber, 
bald wieder aus. Dieß mußte aber natürlich den Untergang der 
Anſtalten ſelbſt nach ſich ziehen, und es haben zeither in Deutſch⸗ 
land nur wenige derſelben, trotz der größten Thaͤtigkeit und Umficht 
ihrer Direktorien, ſich längere Zeit erhalten konnen. 

Daſſelbe Schickſal haben die uns bekannten ausländifchen An⸗ 
ſtalten derſelben Art (Bucéphale zu Paris, ſchweizeriſche Anſtalt 
zu Baſel, Middelburger niederlaͤndiſche Viehverſicherungsanſtalt) ge⸗ 
habt, und mußten demſelben aus gleichen Gründen unterworfen fein, 
— Eine Staatsanſtalt nach Maaßgabe des Entwurfes entgeht je: 
doch den obgedachten Hauptgebrechen der Privatanſtalten und hat 
uͤberdieß den großen Vortheil, daß ſie fuͤr ſich Organe verwenden 
kann, welche bereits vorhanden ſind und genuͤgende Garantien ihrer 
Zuverlaͤſſigkeit darbieten. 

Der Staat hilft daher durch eine ſolche Anſtalt 
einem Bedürfniß ab, dem außer ihm Niemand abzu⸗ 
helfen vermag, und entſpricht mithin bei Errichtung 

derſelben feiner Beſtimmung. 


Einiges über die Induſtrie der Stadt 
Roubaix in Frankreich. 


Roubaix iſt eine ſehr bedeutende Fabrikſtadt in Frankreich, die 
ſich mit dem Verſpinnen von harten engliſchen Wollen, deren We⸗ 
berei zu verſchiedenen Stoffen mittelfeiner Gattung ſo wie mit der 
Spinnerei und Weberei von Baumwolle für Fabrikazion von halb: 
wollenen Artikeln beſchaͤftigt. Dreißig Tauſend Arbeiter beſchaͤftigen 
ſich mit dem Verſpinnen und Verweben der Wolle; 16,000 mit 
dem Verſpinnen und Verweben der Baumwolle. Dieſe Arbeiter 
leben inzwiſchen nicht Alle in der Stadt. Der groͤßte Theil wohnt 
im Departement du nord; ein nicht weniger großer Theil im 
Departement de l’Aisne und de la Somme. Die Fabrikazion 
von wollenen Waaren beläuft ſich auf 25 Mill. Frs. jährlich, die 
von baumwollenen Waaren auf 5 Mill. Frs. Der durchſchnittliche 
Lohn den Maͤnner, Frauen und Kinder verdienen, betrug vor Kur⸗ 
zem noch an 400 Frs. jahrlich; im Jahr 1834 nur 330 Frs. 
Das Geſchaͤft lag im Juni v. J. fo darnieder, daß die Hälfte der 
Einwohner von Roubaix 3000 Familien oder 15,000 Einwohner 
Öffentliche Unterſtuͤtzung erhalten mußten. 


T Neue Schnellpreſſe. 


Stephen Scharp in Stamford hat eine ſolche Preſſe 
konſtruirt; ob er ſie wirklich ſchon gebaut hat, daruͤber vermoͤgen 
wir keine Auskunft zu geben. Er will durch dieſe Maſchine haupt⸗ 
ſaͤchlich Einfachheit, Sicherheit und Geſchwindigkeit ihrer Beweg⸗ 
ungen erzielen. Fig. 1. zeigt einen wagerechten Durchſchnitt, und 


Fig. 2. einen Auftiß mit Hinweglaſſung des Geſtelles. A iſt die 


Verlag von Robert Bamberg. 


Leipzig und Chemnitz. 


Hauptw elle, welche ihre Bewegung durch eine liegende Welle und 
zwei Winkelraͤder erhätt, Oberhalb des Winkelrades auf der Welle 
A iſt ein runder Tiſch aufgekeilt B B, von fünf Fuß Durchmeſſer, 
der 5 Formen mit Typen führt C C, die, wenn ſich der Tiſch dreht, 
nach und nach unter die Druckzylinder D D treten. Dieſe liegen 
in Lagern des Geſtells, und werden durch die Winkelraͤder E E ge⸗ 


trieben, die in ein großes Zahnrad innerhalb des Tiſches eingrei⸗ 
fen. Die Schwaͤrzzylinder E ſtehen in angemeſſener Entfernung 
von jedem Druckzylinder, und find Überdies wie gewoͤhnlich einge⸗ 
richtet. Das Papier, was gedruckt werden ſoll, zeige ſich bei C 
wo ein Burſche die Bogen einlegt; ein anderer ſteht dicht dabei, 
um den fertig gedruckten Bogen gleich wegzunehmen, ſo daß alſo 
fuͤr eine Druckmaſchine von 5 Druckzylindern 10 Leute erforderlich 


ſind. Die Greifer, um das Papier auf die Form feſtzulegen, kom⸗ 
men in Thätigkeit durch einen einfachen Hebel und eine ſchiefe 
Flaͤche, bei Umdrehung des Tiſches. Jedesmal wenn der Hebel 
auf die ſchiefe Flaͤche kommt, werden die Greifer gegen den Druck⸗ 
zylinder gehoben, und führen den Bogen fort, den der Burſche 
auflegt. Die Greifer ſind von betraͤchtlicher Laͤnge und etwas bieg⸗ 
ſam, damit ſie ſchon ziemlich weit entfernt aufs Papier wirken, bis 
es in das Bereich des Ardeiters gelangt. 5 Zylinder ſind in der 
Skizze gezeichnet, doch laſſen ſich 8 und noch mehr anbringen. 
Jene 5 Zplinder find im Stande 3 bis 4000 Abdrucke in der 
Stunde zu liefern, auf beiden Seiten gedruckt. Mit 8 Zylindern 
ſind 8000 Druͤcke zu liefern. Man bemerke wol, daß keine Baͤn⸗ 
der zum Fortführen der Bogen gebraucht werden, und daß eine 
Menge von komplizirtem Zubehör wegfält, Die Maſchine iſt für 
Zeitungsdruck berechnet; will man fig zum Buchdruck benutzen, laͤßt 
fie ſich leicht entſprechend dazu einrichten. 


Druck von Oskar Leiner in Leipzig. 


